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und zum Schutz der Verbraucher 


Einführung (Abschnitt 1-5) 

Aufforderung der Gipfelkonferenz (Oktober 1972) zur verstärk- 
ten und koordinierten Aktion zum Schutz der Verbraucher spie- 
gelt Meinung der Öffentlichkeit wider. Die Zeit ist gekommen, 
die menschlichen Aspekte der Gemeinschaftsentwicklung aufzu- 
zeigen. Verbraucher nicht nur Benutzer von Waren und Dienst- 
leistungen, vielmehr immer stärkere Anteilnahme an sozialen 
Belangen und Umweltfragen. Lebensqualität wird stärker be- 
tont. 

Anerkennung der Rechte des Verbrauchers auf Gesundheit, 
Sicherheit und Rechtshilfe (Schutz und Beistand für Verbrau- 
cher), angemessene Unterrichtung und Aufklärung auf Anhö- 
rung (Vertretung der Verbraucher) notwendig. Dokument stellt 
eine erste Erklärung koordinierter Verbraucherpolitik als Basis 
für einen Dialog mit dem Rat dar; kann aufgrund gewonnener 
Erfahrungen erweitert und abgeändert werden. 

I. Der Verbraucher und die Wirtschaft (6-12) 

Überblick über die wirtschaftlichen Bedingungen, unter denen 
sich die Verbraucherbewegung entwickelt hat. 

II. Die Europäische Gemeinschaft und die Verbraucher (13-25) 

Rechtsgrundlage für die Maßnahmen zum Schutze der Verbrau- 
cher sowie kurzer Vermerk über die bereits geleistete Arbeit 
unter den Überschriften: Harmonisierung von Vorschriften für 
Güter (17); größere Auswahl an Gütern (18); Wettbewerbspoli- 
tik (19); Preisgestaltung (20); Unterrichtung der Verbraucher 
(21). Bezugnahme auf den früheren Kontaktausschuß für Ver- 
braucher, die Errichtung der Dienststelle für Umweltfragen und 
Verbraucherschutz, den neuen Beratenden Verbrau eher ausschuß 
und andere beratende Ausschüsse. 

III. Ziele und Grundzüge einer Gemeinschaftspolitik zur 
Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher (26-58) 

Es wird eine Übersicht über die Bedürfnisse des Verbrauchers 
gegeben unter den Überschriften: 
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1. Verbraucherschutz (27-41) 

(A) Schutz der Gesundheit und Sicherheit (27-29), z. B. Nah- 
rungsmittel, Arzneimittel, Haushaltsgeräte und -gegen- 
stände, Kraftfahrzeuge und andere langlebige Ge- 
brauchsgüter, Verpackungsmittel. 

(B) Geschäftspraktiken bei Warenlieferungen und Dienstlei- 
stungen (30-38), Abzahlungsgeschäfte, irreführende 
Werbung, Verkäufe an der Haustür usw., Garantiepro- 
bleme, irreführende Verpackungen, Dienstleistungen, 
die sich vom öffentlichen Gesundheitswesen und ge- 
meinnützigen Leistungen bis zu Kreditgewährung, Ver- 
sorgungsleistungen und Fremdenverkehr erstrecken; In- 
standhaltungsleistungen und Kundendienst. 

(C) Preise (39-40) - Unterschied zwischen landwirtschaft- 
lichen und industriellen Gütern, Stabilität sowie Aufklä- 
rung der Verbraucher über Preisunterschiede notwen- 
dig. 

(D) Wettbewerb (41) - Wirksame Anwendung von Artikel 
85-86 EWG-Vertrag im Interesse der Verbraucher. 

2. Beistand für die Verbraucher (42-44) - bei Klagen, Beratung 
und Rechtshilfe - Untersuchung verschiedener Verfahren 
und Möglichkeiten. 

3. Unterrichtung der Verbraucher (45-55) - Etikettierung, Wer- 
bung, vergleichende Tests. Unterrichtung über Güter und 
Dienstleistungen und über die Arbeit und die Politik der Ge- 
meinschaft. Voller Einsatz der Massenmedien und der Infor- 
mationsmethoden. Erziehung der Verbraucher. 

4. Vertretung der Verbraucher (56-58) - Anhörung, Vertre- 
tung und Beteiligung auf allen Ebenen. 

IV. Durchführung (59-68) 

Horizontale Berücksichtigung der Verbraucherbelange bei ver- 
tikalen Maßnahmen; Assoziierung an anderen Programmen der 
Kommission. Verbindungsgruppe zwischen den einzelnen 
Dienststellen der Kommission. Gruppe von Regierungssachver- 
ständigen. Notwendigkeit der Flexibilität und Neuausrichtung 
der Politik, falls erforderlich. 

V. Prioritäten (69-88) 

Maßnahmen innerhalb der nächsten drei Jahre: 

1. Gesundheit und Sicherheit - fortgesetzte Forschung, regel- 
mäßige Überprüfung der bestehenden Gemeinschaftsmaß- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1974 - 1/4 -680 70 -E- Dä 1/74: 

Das Programm ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beratung des Programms im Rat ist noch nicht abzusehen. 
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nahmen, Konzentrierung aut Nahrungsmittel und gefähr- 
liche Produkte. 

2. Unlautere und irreführende Geschäftspraktiken - Koordinie- 
rung von Studien auf allen Ebenen und Ausarbeitung von 
Richtlinien, falls erforderlich. Maßnahmen betreffend irre- 
führende Werbung, Abzahlungsgeschäfte und Kundenkre- 
dite. 

3. Beschwerden, Beratung und Rechtshilfe - Studien über Ver- 
fahren und Dienstleistungen in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten und den Verbraucherorganisationen. 

4. Unterrichtung und Erziehung der Verbraucher - Kriterien 
für Etikettierung, Preisüberwachung, einschließlich Überprü- 
fungen und Forschung, Vorkehrungen für bessere, verständ- 
lichere Unterrichtung über die Gemeinschaft und ihre Arbeit 
auf breiterer Basis; Förderung von Aufklärungsprogram- 
men. 

5. Vertretung der Verbraucher - unter voller Nutzung der 
durch den Beratenden Verbraucherausschuß geschaffenen 
Möglichkeiten, Förderung des Informationsaustausches zwi- 
schen den Mitgliedstaaten. 

VL Zusammenarbeit mit anderen Institutionen (89-91) 

Zusammenarbeit mit internationalen und europäischen Institu- 
tionen in allen Bereichen, die sich auf Verbraucherschutz und 
-Interesse beziehen. 

Zusammenfassung (92) 

Aufruf zu Maßnahmen sowie Aufforderung an den Rat, die 
Entschließung anzunehmen. 

Anhang 

Einige Beispiele für Maßnahmen im Interesse des Verbrauchers, 
die vom Rat angenommen oder ihm von der Kommission zuge- 
leitet worden sind. 


3 



Drucksache 7/1610 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


INHALTSVERZEICHNIS 

EINFÜHRUNG 5 

I. DER VERBRAUCHER UND DIE WIRTSCHAFT 5 

II. DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 

UND DIE VERBRAUCHER 6 

III. ZIELE UND GRUNDZÜGE EINER VERBRAUCHERPOLITIK 

DER GEMEINSCHAFTEN 8 

1. Verbraucherschutz 8 

2. Beistand für die Verbraucher 10 

3. Unterrichtung der Verbraucher 10 

4. Vertretung der Verbraucher 1 1 

IV. DURCHFÜHRUNG 1 1 

V. PRIORITÄTEN 12 

1. Gesundheit und Sicherheit 12 

2. Unlautere und irreführende Geschäftspraktiken 12 

3. Klagen, Beratung und Rechtshilfe 13 

4. Unterrichtung und Erziehung der Verbraucher 13 

5. Vertretung der Verbraucher 14 

VL ZUSAMMENARBEIT MIT ANDEREN INSTITUTIONEN 15 

ZUSAMMENFASSUNG 


4 



Deutsdier Bundestag — 7, Wahlperiode DfUCksachG 7/1 61 0 


Erstes Programm der Gemeinschaft zur Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher 


Einführung 

1. Die Erklärung der Staats- und Regierungschefs 
vom Oktober 1972 in Paris, wonach die Organe der 
Gemeinschaft die Maßnahmen zum Schutz der Ver- 
braucher verstärken und koordinieren sollten, stellte 
Anerkennung und Ausdruck der Stimmung 
der Bevölkerung dar. In der Debatte im Europäischen 
Parlament am 20. September 1972^) wurde die Not- 
wendigkeit einer zusammenhängenden, transparen- 
ten Verbraucherpolitik betont; spätere Stellungnah- 
men des Parlaments und des Wirtschafts- und So- 
zialausschusses zu verschiedenen Richtlinienentwür- 
fen haben die wachsende Notwendigkeit einer sol- 
chen Politik aufgezeigt. Obgleich viele Tätigkeiten, 
die die Gemeinschaft seit ihrer Gründung durchführ- 
te, einen gewissen Verbraucherschutz enthielten, 
wurde dies von den Verbrauchern nicht immer er- 
kannt. Es erscheint nunmehr an der Zeit, eine Politik 
zu formulieren und auszuführen, die die menschliche 
Seite der Gemeinschaftsentwicklung unterstreicht 
und einige Aktionsbereiche zusammenfaßt, deren 
unmittelbare Bedeutung für das tägliche Leben nicht 
immer erkannt wurde. 

2. Die Erweiterung der Gemeinschaft führte zu 
neuen Vorstellungen im Bereich des Konsums, die 
zusammen mit zahlreichen Entwicklungen in allen 
Mitgliedstaaten den Weg zu einem „new deal“ für 
den Verbraucher aufzeigen, durch den ein besseres 
Gleichgewicht der Verbraucherinteressen ermöglicht 
wird. Der Verbraucher wird nicht mehr lediglich als 
Käufer von Waren oder Empfänger von Dienstlei- 
stungen für den persönlichen oder Gruppenbedarf 
betrachtet, sondern als jemand, der an allen Aspek- 
ten des sozialen Lebens oder der Umwelt Anteil 
nimmt. 

Die Verbraucherinteressen können nach bestimm- 
ten grundlegenden Erfordernissen wie folgt zusam- 
mengefaßt werden: 

— Recht auf Gesundheit, Sicherheit und Rechtshilfe 
(Verbraucherschutz und -Beistand) ; 

— Recht auf angemessene Unterrichtung und Auf- 
klärung (Verbraucherunterrichtung und -erzie- 
hung) ; 

— Recht auf Anhörung (Verbrauchervertretung). 
Diese Rechte stehen in Zusammenhang mit einem all- 
gemeinen Recht des Verbrauchers auf primäre Be- 
friedigung seiner grundlegenden Bedürfnisse und 
auf freie Verwendung seines Einkommens. 

3. Im Jahre 1957, als der Vertrag von Rom unter- 
zeichnet wurde, war eines der vorrangigen Ziele, 
den Lebensstandard durch Schaffung eines Gemein- 
samen Marktes zu heben; die Gemeinschaft hat ein 
bisher nie erreichtes Wirtschaftswachstum aufzu- 
weisen, gekoppelt mit einem deutlichen Ansteigen 
des innergemeinschaftlichen Handels. Gegenwärtig 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 153, 
September 1972, S. 24-33 


wird die Lebensqualität immer stärker betont. Die 
Gemeinschaften entwickeln neue Politiken u. a. für 
Agrarpreise, soziale Angelegenheiten, Energie, Ver- 
kehr und Umweltschutz, die alle unter dem Ge- 
sichtspunkt des Verbrauchers zu betrachten sind. 
Neben verstärkten Maßnahmen zum Schutz des Ver- 
brauchers ist es die zweite, und in mancher Bezie- 
hung schwierigere Aufgabe, die Maßnahmen zugun- 
sten der Verbraucher zu koordinieren. Das vorlie- 
gende Dokument befaßt sich mit beiden Fragen. 

4. Die Kommission legt dieses Dokument als die 
erste Darstellung einer koordinierten Verbraucher- 
politik vor, das als Grundlage für einen Dialog mit 
dem Rat dienen kann, um innerhalb der Gemeinschaft 
eine Lage zu schaffen, die den Verbrauchern die Ge- 
währ gibt, daß ihre Auffassungen und ihre Inter- 
essen in vollem Umfang berücksichtigt werden. Die- 
se Erörterungen, denen ein Meinungsaustausch mit 
dem Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- 
und Sozialausschuß folgt, werden voraussichtlich 
zum erfolgreichen Abschluß der ersten Phase des 
Verbraucherprogramms führen. 

5. Die Ziele und Prioritäten dieser ersten Phase 
sind so gesetzt worden, daß sie in der Praxis tat- 
sächlich erreicht werden und als solide Basis für die 
weiteren Phasen dienen können. Zwar ist vieles zu 
tun, doch kann nicht alles gleichzeitig getan werden. 
Die aufgezeigten Prioritäten sind nur ein Beginn 
dessen, was getan werden muß. Im Verlaufe der 
Arbeiten und sobald die Bedürfnisse klarer aufge- 
zeigt werden, können Pläne für künftige Maßnah- 
men ausgearbeitet werden. 


I. Der Verbraucher und die Wirtschaft 

6 . Die Stellung des Verbrauchers entspricht heute 
nicht mehr der Vorstellung eines Adam Smith, der 
1776 in „The Wealth of Nations“ schrieb: „. . . Erzeu- 
gerinteressen sollten nur soweit berücksichtigt wer- 
den, wie es zur Förderung der Verbraucherinteressen 
notwendig ist“. Seit jener Zeit hat die Technologie 
einen sehr hohen Entwicklungsstand erreicht, haben 
sich die Absatzmethoden grundlegend gewandelt, 
und in weiten Bereichen des kommerziellen Lebens 
ist ein Eingreifen des Staates erforderlich geworden. 

7. Dennoch ist der Verbraucher immer noch der 
Schwerpunkt des Marktgeschehens, obgleich sich 
seine Rolle ändert. Vom individuellen, wählenden 
Käufer auf einem kleinen Markt oder im kleinen 
Laden um die Ecke wird er zum Massenmarkt, der 
die Zielscheibe der Massenproduktion, des Massen- 
absatzes und der Werbung der Massenmedien ist. 
Der Verbraucher mag sich auch weiterhin seinen 
Lieferanten aussuchen, der Erzeuger sucht sich sei- 
nen eigenen Markt aus. Damit der Verbraucher wei- 
terhin eine individuelle Wertauswahl treffen kann, 
benötigt er als Entscheidungshilfe umfassendere In- 
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formationen. Außerdem braucht er angemessene 
Rechtshilfe für den Fall, daß die gelieferten Waren 
oder Dienstleistungen seinen Ansprüchen nicht ge- 
nügen. Diese Anforderungen spiegeln den Wunsch 
nach einem höheren Lebensstandard und einer bes- 
seren Lebensqualität wider. Noch wesentlicher ist 
die angemessene Erfüllung grundlegender Bedürfnis- 
se, auf die bereits in Abschnitt 2 hingewiesen wurde. 

8 . Der Begriff des Verbraucherschutzes ist verhält- 
nismäßig neu und hat sich hauptsächlich als Reak- 
tion auf die Verwirrung und Frustration entwickelt, 
die durch das Überangebot an Waren und Dienst- 
leistungen und ihre Verschiedenartigkeit auf einem 
ständig wachsenden Markt entstehen. Ein Markt für 
Massenprodukte weist zwar zahlreiche Vorteile auf, 
aber im Laufe der Entwicklung dieses Marktes ist 
der Verbraucher „mit einem unendlich reichhaltige- 
ren Warenangebot konfrontiert worden, das kom- 
plexer und für eine Vielfalt spezifischer Verwen- 
dungszwecke bestimmt ist, das weniger zur Deckung 
der Nachfrage als vielmehr im Vorgriff auf diese 
Nachfrage produziert und mit sehr energischen und 
raffinierten Verkaufsmethoden auf den Markt ge- 
bracht wird, wobei eine viel umfassendere Skala 
von Dienstleistungen zur Anwendung kommt" ^). 

9 . Die Wirtschaftstheorie von Angebot und Nach- 
frage geht von der Annahme aus, daß ein gewisses 
Gleichgewicht zwischen der wirtschaftlichen Macht 
der Lieferanten (Erzeuger/ Großhändler/Einzelhänd- 
ler) und den Käufern besteht. Mit wechselnden 
Marktbedingungen infolge des technologischen und 
wissenschaftlichen Fortschritts ging die Tendenz in 
Richtung auf die Verschiebung dieses Gleichgewichts 
zugunsten der Lieferanten. Die Entdeckung neuer 
Werkstoffe, neuer Herstellungsverfahren, neuer 
Kommunikationsmittel bzw. die Entwicklung der be- 
stehenden Mittel, die Erweiterung der Märkte, ver- 
änderte Einzelhandelsmethoden, der raschere Ver- 
kehr - alle diese Faktoren haben eine erhöhte Pro- 
duktion und die Lieferung einer unendlichen Vielzahl 
von Gütern und Dienstleistungen bewirkt. Firmen- 
zusammenschlüsse, Kartelle und selbstauferlegte 
Wettbewerbsbeschränkungen haben ebenfalls zu 
Ungleichgewicht geführt. 

10 . Veränderungen sind jedoch nicht nur hinsicht- 
lich der Art der Erzeugnisse und Dienstleistungen 
eingetreten, sondern auch im Zusammenhang mit 
Geschäftspraktiken, mit Vertragsbedingungen und 
dem gesamten Kreditwesen, vom Abzahlungsge- 
schäft bis zur Kreditkarte, sowie mit der Vorstellung 
vom Wettbewerb schlechthin. Praktiken, die z. B, 
früher in vielen Ländern als unlauterer Wettbewerb 
(z. B. irreführende Werbung) galten, werden jetzt 
auch als ein Aspekt des lauteren Handels betrachtet, 
bei dem ehrliches Gebaren sowohl für Verbraucher 
als auch für Konkurrenten von wesentlicher Bedeu- 
tung ist. Es besteht in zuehmendem Maße die Ten- 
denz, die einstigen Prärogative der Erzeuger in Fra- 
ge zu stellen und herauszufordern. Der informierte 
Verbraucher verlangt, daß seine legitimen und vita- 

Bericht über die Verbraucherpolitik in den OECD-Mit- 

gliedstaaten - OECD, Paris 1972 


len Interessen bei der Produktion beim Absatz und 
bei der Ordnung des Marktgeschehens stärker be- 
rücksichtigt werden. Diejenigen, die weniger in der 
Lage sind, ihre eigenen Interessen zu wahren, sind 
verärgert und durch mancherlei Frustrationen ver- 
wirrt, aber es gelingt ihnen nicht, sich zum Schutze 
ihrer eigenen Interessen zusammenzuschließen. 

11 . Die Rolle des Verbrauchers hat sich in den letz- 
ten Jahren ständig gewandelt und größere Bedeu- 
tung erlangt. Es begann mit dem Bereich des Wett- 
bewerbs und der Wirtschaft, z. B. Preispolitik und 
Preisvergleiche, Untersuchungen der Qualität und 
des Verhaltens verschiedener Güter in vergleichen- 
den Tests und Prüfungen; später folgten Studien 
über die Rationalisierung der Hausarbeit und die 
Forderung nach einer stärkeren Beteiligung am Ent- 
scheidungsprozeß. Es wurde der immer dringlichere 
Wunsch nach besserer Unterrichtung laut, damit der 
Verbraucher die ihm zur Verfügung stehenden Mit- 
tel optimal einsetzen und mit auf Preisgestaltung, 
Produktentwicklung und Markttendenzen einwir- 
ken kann. 

12 . Nachdem sich der Verbraucher über seine Rolle 
als Individuum mit nur sehr geringem Einfluß bei 
Verhandlungen klar wurde, schlossen sich die Ver- 
braucher zwangsläufig in Vereinigungen zusammen, 
um ihr Anliegen nachdrücklicher zur Geltung zu brin- 
gen und die Regierungen zu drängen, Maßnahmen 
zugunsten der Verbraucherschaft zu treffen. Auf die- 
se Weise entstand eine Form von Verbraucherpoli- 
tik, deren Ziele in Abschnitt 2 dieses Dokuments 
zusammengefaßt sind. 


II. Die Europäische Gemeinschaft und die Verbrau- 
cher 

13 . Die Präambel zum Vertrag von Rom nennt als 
eines der wesentlichen Ziele der Europäischen Ge- 
meinschaft „die stetige Besserung der Lebens- und 
Beschäftigungsbedingungen ihrer Völker". Dieses 
Ziel wird in Artikel 2 des Vertrags ausführlicher 
dargelegt, wo als Aufgaben der Gemeinschaft unter 
anderem eine „harmonische Entwicklung des Wirt- 
schaftswesens, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität und 
eine beschleunigte Hebung der Lebenshaltung" ge- 
nannt werden. 

14 . Auf den Verbraucher wird in Artikel 39 des 
Vertrags eingegangen, wo zunächst die Ziele einer 
gemeinsamen Agrarpolitik als Garantie für die Ver- 
sorgungssicherheit und die Marktstabilität genannt 
werden und sodann die besondere Forderung erho- 
ben wird, „für die Belieferung der Verbraucher zu 
angemessenen Preisen Sorge zu tragen". 

15 . Auf dem Gebiet der Wettbewerbsvorschriften 
fordert Artikel 85, Absatz 3 „eine angemessene Be- 
teiligung" der Verbraucher am entstehenden Gewinn 
als eines der Kriterien für die Zulässigkeit bestimm- 
ter Vereinbarungen zwischen Unternehmen und ab- 
gestimmten Verhaltensweisen, und Artikel 86 führt 
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als Beispiel des Mißbrauchs „die Einschränkuny der 
Erzeugung, des Absatzes oder der technischen Ent- 
wicklung zum Schaden der Verbraucher" an. 

16 . Ein kurzer Überblick über die bisherigen Maß- 
nahmen zum Schutz der Verbraucher erscheint not- 
wendig. Die Anerkennung der Bedürfnisse und Wün- 
sche der Verbraucher hat zwar nicht immer ihren 
Ausdruck in der Befriedigung dieser Bedürfnisse 
und in der Erfüllung dieser Wünsche gefunden, doch 
liegt es im Wesenmerkmal dieser Probleme begrün- 
det, daß angesichts des Aufbaus der Gemeinschaft 
und der unterschiedlichen Interessen der Mitglied- 
staaten und ihrer Völker eine völlige Übereinstim- 
mung nicht immer gefunden werden kann, so daß 
zwangsläufig die Befürworter verschiedener Politi- 
ken stets durch Kompromißlösungen enttäuscht wer- 
den. In Anbetracht dessen sollte anerkannt werden, 
daß in einer Reihe von Fragen Fortschritte erzielt 
worden sind nämlich: 

(a) Harmonisierung von Vorschriften für Erzeugnisse 

17 . Wenngleich der Fortschritt in Anbetracht der 
weitgehend unterschiedlichen Bedingungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten auch notgedrungen lang- 
sam war, so wurde er doch spürbar. Bei einer Reihe 
von Vorschriften und Richtlinien wurden die Ver- 
braucherinteressen in gewissem Maße berücksichtigt; 
Beispiele hierfür sind im Anhang zu diesem Bericht 
aufgeführt. Das Interesse der Verbraucher wird in 
drei Hauptbereichen deutlich: Gesundheit, Sicher- 
heit und Wareninformation. Diese Aspekte werden 
stets berücksichtigt, doch ist es nicht minder wichtig, 
daß der Verbraucher aus einem breiten Angebot 
von Gütern wählen kann und daß diese Möglichkeit 
im Laufe der Standardisierung nicht verloren geht. 
Die Erweiterung der Wahlmöglichkeiten für den Ver- 
braucher ist auch ein wesentliches Ziel der Bemü- 
hungen der Kommission zur Beseitigung technischer 
Handelshemmnisse. 

(b) Größere Auswahl an Gütern 

18 . Die Wahlmöglichkeit für den Verbraucher hat 
sich ferner dadurch vergrößert, daß infolge des freien 
Verkehrs mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
Nahrungsmitteln das Warenangebot vielfältiger und 
die Lieferungen regelmäßiger geworden sind. Auch 
in anderen Bereichen hat sich das Warenangebot 
vergrößert. 

(c) Wettbewerbspolitik 

19 . Der Beitrag der Wettbewerbspolitik zur Schaf- 
fung eines integrierten Verbrauchermarktes in der 
Gemeinschaft zielt in erster Linie darauf ab, die Prei- 
se niedrig zu halten und Preisunterschiede in Durch- 
führung der Wettbewerbsbestimmungen der Arti- 
kel 85 und 86 des EWG-Vertrages zu beseitigen. Die j 
ständige Anwendung dieser Vorschriften trägt jetzt | 
zur Schaffung einer Marktmobilität für Konsumgü- j 
ter bei, die sich im Endergebnis dahingehend aus- I 
wirken dürfte, daß auch solche Preisunterschiede j 
weiter vermindert werden, die in erster Linie den j 


strukturellen Unterschieden der Einzelmärkte zuzu- 
schreiben sind. 

(d) Preise 

20 . Während die Preisentwicklung der letzten Zeit 
durch die weltweite Inflationsspirale bestimmt wor- 
den ist, lassen der 1. und der 2. Bericht zur Wettbe- 
werbspolitik erkennen, daß innerhalb der Gemein- 
schaft (der Sechs) auf einigen Sektoren allgemeine 
Preissenkungen und auf anderen Sektoren eine ge- 
wisse Harmonisierung des Preisniveaus erreicht 
wurden^). Es wäre verfrüht, die Kriterien auf die 
neuen Mitgliedstaaten als Ganzes anzuwenden; im- 
merhin wird eine laufende Trendbeobachtung Teil 
der bereits angelaufenen Untersuchungen und Stu- 
dien sein, womit den Bedürfnissen der Verbraucher 
für vergleichende Informationen besser entspro- 
chen wird. Lebensmittelpreise sind ein vordring- 
liches Anliegen, und die Bevölkerung wünscht eine 
bessere Aufklärung über die Arbeitsweise der ge- 
meinsamen Agrarpolitik (vgl. Abschnitt 39 und 40). 

(e) Verbraucherinformation 

21 . Von größtem Interesse für die Verbraucher ist 
eine ausreichende Unterrichtung über ihre Rechte 
und Bedürfnisse, über Güter- und Dienst- sowie So- 
zialleistungen, allgemeine Informationen über die 
Gemeinschaft und ihre Tätigkeit und Erläuterungen 
über die Bedeutung bestimmter Verordnungen und 
Richtlinien im Zusammenhang mit Verbraucherfra- 
gen. Derartige Informationen über einzelne Fragen 
werden teilweise und in unterschiedlicher Ausführ- 
lichkeit bereits auf verschiedenen Wegen erteilt; im 
allgemeinen hält die Mehrzahl der Verbraucher die 
Informationen jedoch für unzureichend. 

22 . Die in den Abschnitten 17 bis 20 aufgeführten 
vier Gebiete waren Schwerpunkt der Untersuchun- 
gen des früheren Kontaktausschusses der Verbrau- 
cher der Europäischen Gemeinschaften, der zehn Jah- 
re lang - 1962 bis 1972 - bestand und von der Kom- 
mission als repräsentatives Gremium der Verbrau- 
cher im Gemeinsamen Markt anerkannt war. Infolge 
von Koordinationsschwierigkeiten, mangelnder Fi- 
nanzierung und der Art und Welse, wie der Aus- 
schuß gegründet worden war, konnte dieses Gre- 
mium die selbstgesetzten Ziele nicht erreichen und 
wurde aufgelöst. Der Ausschuß gab jedoch eine Rei- 
he von Grundsatzerklärungen ab und wies ständig 
auf die Notwendigkeit einer ausreichenden und 
rechtzeitigen Kontakfaufnahme mit den Verbrau- 
chern in allen ihre Interessen berührenden Fragen 
hin. 

23 . Die Kommission hat nunmehr bei der Dienst- 
stelle für Umweltfragen und Verbraucherschutz eine 
besondere Abteilung für die Unterrichtung und den 
Schutz der Verbraucher eingerichtet. Die infolge der 

Erster Bericht über Wettbewerbspolitik (Anhang zum 
Fünften Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemein- 
schaft) und Zweiter Bericht über die Wettbovv^erbspoli- 
tik (Anhang zum Sechsten Gesamtbericht über die Tä- 
tigkeit der Gemeinschaften). 
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Auflösung des früheren Kontaktausschusses enstan- 
dene Lücke wurde dadurch geschlossen, daß die Kom- 
mission einen Beratenden Verbraucherausschuß ein- 
gesetzt hat (Entscheidung vom 25. September 1973); 
der Ausschuß trat erstmals am 19. November 1973 
zusammen. 

24 . Natürlich gibt es, besonders auf den Sektoren 
Landwirtschaft und Zölle, eine Anzahl weiterer be- 
ratender Ausschüsse, in denen die Verbraucher ne- 
ben den Herstellern und anderen Interessengruppen 
vertreten sind. 

25 . Gemäß dem Beschluß der Gipfelkonferenz und 
in Anbetracht der klaren Notwendigkeit, daß das 
Recht des Verbrauchers auf eine positivere Rolle an- 
erkannt wird, sah sich die Kommission veranlaßt, 
eine zusammenhängende Verbraucherpolitik auszu- 
arbeiten und einige Prioritäten zu setzen. 


III. Ziele und Grundzüge einer Verbraucherpolitik der 
Gemeinschaften 

26 . Ziele einer Verbraucherpolitik der Gemein- 
schaft sollten sein: 

— besserer Schutz des Verbrauchers gegen Gesund- 
heits- und Sicherheitsrisiken und eine gerechte 
Behandlung des Verbrauchers bei der Versor- 
gung mit Waren und Dienstleistungen; 

— vollständigere, genaue und objektive Informatio- 
nen über diese Waren und Dienstleistungen, da- 
mit die Verbraucher die von ihnen benötigten 
Dinge möglichst preisgünstig erhalten; 

— mehr Erläuterungen über die Politik und die 
Maßnahmen der Gemeinschaft; 

— • stärkere Konsultierung, Vertretung und Beteili- 
gung der Verbraucher an Angelegenheiten, die 
die Verbraucherinteressen unmittelbar betreffen. 

Eine solche Politik soll zusammen mit der Umweit- 
schutzpolitik und der Sozialpolitik der Gemeinschaft 
(vgl. Abschnitt 3) einen höheren Lebensstandard und 
eine bessere Lebensqualität gewährleisten. 

27 . Dieses Kapitel soll einen Überblick über das ge- 
samte Gebiet gehen, auf dem zugunsten der Ver- 
braucher Maßnahmen verschiedener Art von den 
Gemeinschaften oder den Mitgliedstaaten bisher ge- 
troffen wurden, gegenwärtig oder künftig eingeführt 
werden. 


1 . V erbraucherschutz 

A. Schutz der Gesundheit, Sicherheit 

Der öffentliche Schutz der Verbraucher gegen ge- 
fährliche und gesundheitsschädliche Stoffe sowie die 
Bemühungen zur Gewährleistung wirksamerer Si- 
cherheitsnormen blicken in den Mitgliedstaaten auf 
eine lange Geschichte zurück. Auch die Gemeinschaft 
ist in dieser Hinsicht durch Standardisierung und 
Harmonisierung von Vorschriften in den Bereichen 
Landwirtschaft und Industrie tätig geworden. Im fol- 


genden werden einige der für die Verbraucher be- 
langreichen Produkte auf geführt: 

(a) Nahrungsmittel - Zusammensetzung, Konservie- 
rung, Etikettierung, Preise usw., 

(b) Futtermittel, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel 
und dergleichen. 

(c) Arzneimittel, Kosmetika und Detergentien, 

(d) Haushaltsgegenstände und -geräte, Textilien, 
Spielzeug usw., 

(e) Kraftfahrzeuge und andere langlebige Ge- 
brauchsgüter. 

28 . Maßnahmen betreffend diese Punkte werden 
bereits im allgemeinen Programm zur Harmonisie- 
rung oder Beseitigung der technischen Handels- 
hemmnisse getroffen; da sie gemäß ihrer spezifischen 
Natur in einzelnen Kategorien behandelt werden, 
müssen gleichzeitig allgemeine Kriterien des Ver- 
braucherschutzes angewandt werden, insbesondere 
hinsichtlich Gesundheit und Sicherheit. Die Anzahl 
der bereits im Rahmen dieses Programms behandel- 
ten Punkte und die erworbene Erfahrung werden 
die Erstellung von Leitlinien für einzelne Sektoren 
und die Ausarbeitung von Vorschriften für horizon- 
tale Anwendungen erleichtern, wobei allgemeine 
Grundsätze aufgestellt werden, die für den Verbrau- 
cher von besonderem Interesse sind. Zu diesen 
Grundsätzen zählen Gesundheitsschutz, Uberwa- 
chungsverfahren - a priori und a posteriori die für 
die Überwachung der Sicherheit der Verbraucher 
wesentlich sind, und eine aussagekräftige Etikettie- 
rung. Im Interesse der Verbraucher sind außerdem 
Sicherheitsnormen erforderlich. Prototypen von Ma- 
schinen, elektrischen und elektronischen Ausrüstun- 
gen und Geräten sollten gegebenenfalls durch staat- 
liche oder unabhängige Stellen geprüft werden, ehe 
sie für die allgemeine Benutzung freigegeben wer- 
den. 

29 . Was Verpackungsmaterial und andere mit Nah- 
rungsmitteln in Berührung kommende Stoffe betrifft, 
so muß der Verbraucher die Sicherheit haben, daß 
die Eigenschaften der Ware durch das betreffende 
Verpackungsmaterial in keiner Weise beeinträchtigt 
werden. Von Kindern nicht zu öffnende Verschluß- 
vorrichtungen sind ein weiteres Problem, ebenso 
wie die Auswirkungen des Deponierens von Ver- 
packungsmaterial auf die Umwelt. 

ß. Geschäftspraktiken bezüglich Waren und Dienst- 
leistungen 

30 . Ein äußerst wichtiges Gebiet, auf dem die Kom- 
mission die Arbeit bereits aufgenommen hat, ist das 
Gebiet der Abzahlungsgeschäfte und des Kunden- 
kredits. Aus den Untersuchungen der Kommission 
und aus den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
und weiterer Länder geht eindeutig hervor, daß der 
Verbraucher in diesem Bereich mehr Beistand 
braucht. Unter den allgemeinen Überschriften Kre- 
ditverfügbarkeit, Lauterkeit im Darlehensgeschäft 
und Rechtsschutz müssen Maßnahmen zur Regelung 
einer Situation getroffen werden, in der Kredite im- 
mer leichter erhältlich sind, während andererseits 
die Bedingungen für die Kreditgewährung wegen 
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ihrer Einseitigkeit dem Kunden gegenüber, ihrer 
Undurchsichtigkeit und Härte sowie der Tendenz, 
die Verbraucher stärker mit Krediten zu belasten, 
als es ihrem Vermögen entspricht, in zunehmendem 
Maße kritisiert werden. 

31 . Unter die Geschäftspraktiken, die im Hinblick 
auf eine Gemeinschaftsaktion untersucht werden, 
fallen auch die Praktiken gemäß den Rechtsvorschrif- 
ten über den unlauteren Wettbewerb, die - wie in 
Punkt 10 erwähnt - für die Verbraucher zu einem 
Begriff für lautere Geschäftspraktiken geworden 
sind. Die bei der Kommission bereits angelaufenen 
Arbeiten betreffend die Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften über den unlauteren Wettbewerb, unter 
den eine Reihe von Geschäftspraktiken fallen, wer- 
den sich zunächst mit der irreführenden Werbung 
befassen; dabei ist wesentlich, daß die Schädigung 
des Verbrauchers durch irreführende Werbung glei- 
chermaßen berücksichtigt wird wie der Verstoß ge- 
gen den Wettbewerb zwischen Konkurrenten. 

32 . Weitere Geschäftspraktiken, die untersucht 
werden müssen, weil sie entweder an sich betrüge- 
risch sind oder einem Mißbrauch Vorschub leisten, 
sind z. B. die Verkäufe an der Haustür, die Lieferung 
unbestellter Waren und Verkäufe mit Zugaben. 

33 . Garantieprobleme infolge wirtschaftlicher Ver- 
luste durch schadhafte Ware, die nicht den Erwar- 
tungen des Kunden entsprechen, und Gewährleistun- 
gen, die bedeutungslos und wertlos sind oder den 
Verbraucher sogar in seinen gesetzlichen Rechten 
einengen, sind in steigendem Maße in der Gesetz- 
gebung der Mitgliedstaaten geregelt worden und 
müssen von der Kommission untersucht werden. 

34 . Täuschungen infolge irreführender Verpak- 
kungsgrößen erfordern ebenfalls eine Untersuchung; 
damit der Verbraucher einen echten Vergleich zwi- 
schen Preis und Wert einer Ware anstellen kann, 
müssen die Verpackungsgrößen vereinheitlicht wer- 
den. 

35 . Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Haftung 
für ein Erzeugnis, d. h. der Grad der Verantwortlich- 
keit eines Lieferanten oder Händlers für mangel- 
hafte Waren. Diese Frage wird derzeit in den meisten 
Mitgliedstaaten erörtert; die Ergebnisse dieser Un- 
tersuchungen werden im Hinblick auf ihre Anwen- 
dung auf Gemeinschaftsebene sorgfältig untersucht. 

36 . Dienstleistungen erstrecken sich von den Lei- 
stungen der Behörden und Versorgungsunterneh- 
men, zum Beispiel Gesundheitsdienst, Energie, Licht 
und Transportleistungen bis zu Leistungen wie Kre- 
ditgewährung, Versicherungen, Beherbergungswe- 
sen, Lebensmittelhandel, Fremdenverkehr usw. Ein 
gesondertes Gebiet ist die Instandhaltung und der 
Kundendienst für viele Bedürfnisse des Haushalt 
und der Familie, Wasch- und Reinigungsdienst, Woh- 
nungsdekoration und andere mehr. Jeder dieser Be- 
reiche hat seine eigenen Probleme, doch ungeachtet 
der vielen damit verbundenen Schwierigkeiten ist 
angesichts der wachsenden Bedeutung dieses Sektors 
eine Aktion zugunsten der Verbraucher erforderlich. 


37 . .Tp nach der Art der betreffenden Probleme bie- 
ten sich verschiedene Lösungen an. Ein Weg könnte 
darin bestehen, bestimmte Kriterien für Kenntnisse 
und Fähigkeiten aufzustellen, die durch Prüfungen 
und Tests kontrolliert werden können, insbeson- 
dere bei Handwerkern und Dienstleistungen des 
Handels und Gewerbes,- dabei ist darauf zu achten, 
daß die Kenntnisse dem neuesten Stand der Wissen- 
schaft und Technik entsprechen. Unterrichtung durch 
Anschläge, Broschüren oder sonstige Methoden er- 
weist sich in vielen Bereichen als immer notwendi- 
ger. Regelung und Bekanntgabe der Preise für 
Dienstleistungen ist für den Verbraucher ebenfalls 
dringend notwendig. Das gleiche gilt für die Unter- 
suchung von Verträgen, bei denen der Kunde über- 
vorteilt wird. 

38 . In dem komplexen Bereich der Dienstleistun- 
gen können freiwillige Vorschriften und Schiedsver- 
fahren, die notfalls durch gesetzliche Maßnahmen 
unterstützt werden, zweckdienlich sein. Auf diesem 
Gebiet im ganzen sind noch umfassende Untersu- 
chungen notwendig. Vor kurzem hat bereits der 
skandinavische Ausschuß für Verbraucherfragen eine 
umfassende Studie erstellt, die eine gute Grundlage 
für die weiteren Arbeiten der Gemeinschaften abge- 
ben könnte. Die jeweils günstigsten Modelle der 
Mitgliedstaaten könnten vielleicht den Bedürfnissen 
der Gemeinschaft insgesamt angepaßt werden, damit 
das höchste Niveau erreicht wird. 

C. Preise 

39 . Hauptziele einer Preispolitik sind - vom Ver- 
braucherstandpunkt-stabile Preise durch angemes- 
sene Regelung der Preisstrukturen, angemessene Un- 
terrichtung und ordnungsgemäßes Funktionieren von 
Versorgung und Handel. Die Unterschiede zwischen 
industriellen und landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
erfordern eine unterschiedliche Behandlung dieser 
Kategorien. Es müssen unbedingt Wege gefunden 
werden, wie dem Verbraucher Preisunterschiede zwi- 
schen einzelnen Ländern und zwischen Märkten in- 
nerhalb einiger Länder überzeugend erklärt werden 
können. Diesbezügliche Forschungsarbeiten sind un- 
erläßlich. 

40 . Erneute Überprüfungen der Agrarpolitik im 
Lichte der sich ändernden Weltlage und der Situa- 
tion in Europa gehören zu dem Prozeß, durch den 
eine Stabilisierung der Preise auf diesem Sektor an- 
gestrebt wird. Ein Beispiel für eine solche Aktion ist 
die Mitteilung der Kommission an den Rat über die 
Verbesserung der gemeinsamen Agrarpolitik ^). 

D. Wettbewerb 

41 . Eine wirksame Wettbewerbspolitik ist von der 
Gemeinschaft stets als eine der Waffen betrachtet 
worden, mit der im Interesse des Verbrauchers die 
Preise niedrig gehalten werden können; im Rahmen 
der Wettbewerbspolitik spielt die ständige Anwen- 
dung der Artikel 85 und 86 des EWG-Vertrages eine 
wesentliche Rolle bei der Schaffung eines einheit- 

Dokument KOM(73) 1850 vom 31. Oktober 1973 
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liehen Marktes. Abgesehen von der Tätigkeit im 
Rahmen dieser Artikel wird auch unlauteren Hand- 
lungen von Einzelpersonen, die das System des 
Wettbewerbs stören können, Beachtung geschenkt. 

2. Beistand für die Verbraucher 

42 . In diesem Zusammenhang wird der Beistand 
für die Verbraucher in bezug auf Klagen, Beratung 
und Rechtshilfe behandelt. 

43 . Im allgemeinen sind Verbraucherbeschwerden 
überall von der gleichen Art; die in einem Bereich 
gewonnene Erfahrung ist daher auf andere Bereiche 
übertragbar. Ein Informationsaustausch ist nicht nur 
notwendig, sondern auch nützlich, insbesondere in 
den Fällen, in denen es sich um multinationale Lie- 
ferfirmen handelt. Es sollten weitere Untersuchun- 
gen darüber angestellt werden, nach welchem Sche- 
ma solche Beschwerden verlaufen und wie sie be- 
handelt werden können, sowie darüber, auf welche 
Weise beratende Verbraucherausschüsse eingerich- 
tet werden können. Eine langfristige Möglichkeit, 
die der Untersuchung wert ist, ist der umfassende 
Einsatz von Computerverbindungen zwischen den 
Mitgliedstaaten und zentralen Informationsstellen. 

44 . Ein Problem der Rechtshilfe besteht darin, ge- 
eignete Maßnahmen zu entwickeln, die im Verhält- 
nis zu den Kosten des Erzeugnisses oder der betref- 
fenden Dienstleistung nicht zu teuer sind und allen 
Verbrauchern, ungeachtet ihrer Mittel oder ihres 
Wohnortes, leicht zugänglich sind. Die nachstehen- 
den Möglichkeiten werden in den Mitgliedstaaten 
verwirklicht oder untersucht: Gerichte für Bagatell- 
klagen, Rechtsbeistand, Klagerhebung durch Ver- 
braucherorganisationen oder sonstige Stellen im 
eigenen Namen oder im Namen von Einzelpersonen 
und Musterprozesse. Ein weiteres Mittel der Rechts- 
hilfe sind gerichtliche oder außergerichtliche Schieds- 
verfahren. 


3. Unterrichtung der Verbraucher 

45 . Die Probleme, denen der Verbraucher in einer 
zunehmend komplexen Gesellschaft gegenüber- 
steht, wurden bereits in Teil I dieses Dokuments er- 
wähnt. Ebenso wichtig ist die Frage, wie der weni- 
ger gebildete und informierte Käufer bei der Bewer- 
tung des Überangebots an Gütern und Dienstleistun- 
gen beraten werden kann. 

46 . Die Angaben, die beim Verkauf auf Etiketten 
und Packungen gemacht werden, sind von vorrangi- 
ger Bedeutung; auf die Notwendigkeit einer besse- 
ren Information wurde bereits hingewiesen. 

Hinsichtlich der Etikettierung^) müssen eindeutig 
Maßnahmen zum Schutze des Verbrauchers getroffen 
werden, die zusätzlich zu den Leitlinien für einzelne 
Produkte umfassend und einheitlich anzuwenden 
sind. Diese Überlegungen sollten die besonderen 

-^) Angaben auf Etiketten können auch im Zusammenhang 
mit Fragen der Gesundheit und Sicherheit betrachtet 
werden. 


Erfordernisse für spezifische Produktgruppen ergän- 
zen. 

47 . Eine wesentliche Forderung ist, daß jedes Eti- 
kett klar, unmißverständlich und leicht lesbar sein 
sollte. Was insbesondere Lebensmittel angeht, wird 
eine Richtschnur für die Auswahl derjenigen Anga- 
ben erstellt werden müssen, die grundsätzlich auf 
dem Etikett anzugeben sind. Weitere Einzelheiten 
zu dieser Frage sind in Kapitel V, Teil 1 aufgeführt. 
Auf welche Erfordernisse man sich auch schließlich 
einigt, ihre Überwachung und Durchsetzung ist ab- 
solut notwendig, um sicherzustellen, daß der Ver- 
braucher angemessen unterrichtet und geschützt 
wird. 

48 . Anzeigen und andere Formen der Werbung 
müssen ihrer aufklärenden Funktion besser gerecht 
werden und den Verbraucher über das Marktange- 
bot unterrichten; irreführende Praktiken müssen be- 
seitigt werden (vgl. auch Abschnitt 74 und 75). 

49 . Vergleichende Tests von Waren sind eine wei- 
tere Informationsquelle. Diese Tests können von 
staatlich finanzierten Stellen, von privaten Vereini- 
gungen oder von gemischten Organen durchgeführt 
werden. Diese Frage ist von der OECD ^) sowie im 
Rahmen der Kommission untersucht worden; ein 
koordinierter Informationsaustausch auf diesem Ge- 
biet wird zur Lösung des Problems beitragen, 

50 . Um eine integrierte Politik der Verbraucherin- 
formation zu entwickeln, müssen Verhalten und Ge- 
wohnheiten der Verbraucher besser bekannt sein; 
die Koordinierung der diesbezüglichen Untersuchun- 
gen ist eine wichtige Aufgabe der damit befaßten 
Sachverständigen. Die Kommission beobachtet stän- 
dig das Verbraucherverhalten im Zusammenhang 
mit der Wirtschaftslage der Gemeinschaft; ferner 
werden Überlegungen darüber angestellt, wie sich 
diese wichtige Tätigkeit so umgestalten und erwei- 
tern läßt, daß die Verbraucherbedürfnisse eingehen- 
der erforscht werden können. 

51 . Zwei weitere Erfordernisse sind: 

— Information und Beratung bezüglich der Ver- 
brauchsgüter und Dienstleistungen im allgemei- 
nen und bezüglich der Rechte und Rechtsmittel 
des Verbrauchers, 

— Information und Aufklärung über die Tätigkeiten 
der Gemeinschaft, insbesondere Erläuterung des 
Inhalts und Zwecks von Richtlinien und Verord- 
nungen, die den Verbraucher und seine Inter- 
essen unmittelbar berühren. 

52 . Das erste dieser Ziele kann auf nationaler Ebe- 
ne in Zusammenarbeit mit Verbraucherorganisatio- 
nen und sonstigen Stellen erreicht werden, die sich 
mit der Verbraucheraufklärung befassen; das zweite 
Ziel läßt sich im Interesse der Gemeinschaft als Gan- 
zes im Wege über die Informationsstellen der Kom- 
mission erreichen. Innerhalb der Informationsabtei- 
lungen der Kommission stellt die Information der 
Verbraucher - ebenso wie die Industrieinformation - 

6) „Labelling and comparative tests - OECD - Paris 1972" 
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derzeit, ein eigenes Sacligebiel udi; es bestelieu 
Pläne zum weitestgehenden Einsatz der Massen- 
medien (Fernsehen, Presse, Rundfunk), und zwar in 
besonderen verbraucherorientierten Programmen 
und Artikeln sowie in allgemeinen Darstellungen. 
Zu diesem Programm gehören fernerhin Beteiligun- 
gen an Ausstellungen, Seminaren, Kolloquien und 
Konferenzen sowie die Veröffentlichung von Bro- 
schüren, Prospekten und sonstigem Informationsma- 
terial. 

53. Die Arbeitsgruppen des Europarats haben sich 
ausführlich mit dem Problem der Verbraucherauf- 
klärung befaßt, und die Internationale Organisation 
der Verbraucherverbände arbeitet einschlägige Pro- 
gramme aus. Zur Ergänzung der Verbraucheraufklä- 
rung durch Beratung auf Gemeinschaftsebene bedarf 
es weiterer Untersuchungen seitens der Kommission 
in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und 
Verbraucherverbänden. 

54. Die Ausbildung von Beratern ist unbedingt er- 
forderlich; zu diesem Punkt wurde bereits eine Reihe 
von Anregungen gegeben, z. B. Einrichtung von 
Zentren in den Mitgliedstaaten, in denen einschlä- 
giger Unterricht für Lehrkräfte, Referenten und 
Beamte erteilt werden kann, Meinungsaustausche, 
Austausch von Programmen, Personal und Studen- 
ten zwischen derartigen Zentren bzw. die Errichtung 
eines internationalen Zentrums, das von den Ange- 
hörigen aller Mitgliedsländer besucht werden kann. 
Die Kommission ist bereit, die Rolle des Koordina- 
tors zu übernehmen, 

55. Bezüglich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
und Angehörigen der freien Berufe müssen bei der 
Aufstellung von Normen für die Ausbildung und 
Qualifikationen die Interessen der Verbraucher be- 
rücksichtigt werden, um zu gewährleisten, daß in den 
Dienstleistungsberufen gut ausgebildete und quali- 
fizierte Personen beschäftigt werden, die den Ver- 
braucher sachkundig beraten können. 


4. Vertretung der Verbraucher 

56. In diesem Teil werden drei Aspekte behandelt: 
Konsultation, Vertretung und Mitbestimmung. Das 
Recht der Verbraucher auf Mitsprache in Verbrau- 
cherangelegenheiten wird von der Gemeinschaft seit 
langem anerkannt. Die Kommission hat diese An- 
erkennung dadurch zum Ausdruck gebracht, daß sie, 
wie bereits erwähnt, die Vertretung der Verbraucher 
in einer Reihe beratender Ausschüsse vorgesehen 
hat. Als konkreten Ausdruck des Wunsches, sich des 
Wissens und der Erfahrung der Verbraucherstellen 
zu bedienen, hat die Kommission einen Beratenden 
Verbraucherausschuß eingesetzt. Durch diesen Aus- 
schuß und durch ständige Kontakte mit den einzelnen 
Verbraucherorganisationen sollte es möglich sein, 
die Ansichten der Verbraucher in den ersten Stadien 
der Ausarbeitung von Vorschriften und Richtlinien 
zu berücksichtigen, so daß die diesbezüglichen 
Grundsatzentscheidungen schon unter Einbeziehung 
der Informationen der Erzeuger- und Verbraucher- 
verbände erfolgen können. 


57. Auf nationaler Ebene gibt es in den Mitglied- 
staaten verschiedene Verfahren zur Anhörung der 
Verbraucher in verschiedenen Angelegenheiten, wie 
z. B. Verkehr, Post- und Fernmeldewesen und son- 
stige öffentliche Dienstleistungen sowie in Angele- 
genheiten der Regierung und der örtlichen Behör- 
den. Dieser Tätigkeitsbereich könnte im Hinblick 
auf eine Harmonisierung der Verfahren in einer spä- 
teren Phase untersucht werden. 

58. Einige Mitgliedstaaten sehen in bereits beste- 
henden oder geplanten Rechtsvorschriften bestimm- 
te Rechte der Verbraucher im Rahmen des Gesell- 
schaftsrechts vor, z. B. durch die Forderung, daß die 
Firmen angemessene Verfahren zur Bearbeitung von 
Klagen der Verbraucher anwenden. Mit fortschrei- 
tender Harmonisierung des Gesellschaftsrechts in 
der Gemeinschaft werden diese Angelegenheiten im 
Hinblick auf künftige Aktionen geprüft werden müs- 
sen. 


IV. Durchführung 

59. Die Art und Weise, wie die Gemeinschaft ihre 
Verbraucherpolitik durchführen kann, hängt sowohl 
von der Natur der erforderlichen Maßnahmen als 
auch vom Stand der in der Gemeinschaft bereits 
durchgeführten Arbeiten ab. 

60. Die Kommission hat bereits Programme für die 
Gebiete Binnenmarkt, Landwirtschaft, soziale Ange- 
legenheiten und andere Sektoren ausgearbeitet, die 
weite Teile der Bereiche erfassen, auf denen Maß- 
nahmen vorgesehen sind. Im vorliegenden Doku- 
ment ist dargelegt, wie die Verbraucherinteressen 
mit diesen Maßnahmen in Einklang gebracht werden 
können. 

61. Im Lichte der allgemeinen Anwendung ihrer 
Verbraucherpolitik wird die Kommission sicherstei- 
len wollen, daß dieser Politik bei der Ausarbeitung 
von Vorschriften, Richtlinien und sonstigen spezifi- 
schen Maßnahmen Rechnung getragen wird. Vom 
rechtlichen Standpunkt werden alle einschlägigen 
Artikel des EWG-Vertrages angewandt, erforder- 
lichenfalls auch Artikel 235. 

62. Zur Koordinierung der Maßnahmen zur Unter- 
richtung und zum Schutz der Verbraucher innerhalb 
der Kommission ist eine Verbindungsgruppe zwi- 
schen den einzelnen Dienststellen eingerichtet wor- 
den. 

63. Ferner wurde eine Gruppe von Regierungssach- 
verständigen der Mitgliedstaaten eingesetzt, die prü- 
fen wird, wie die Koordinierung von Verbraucher- 
fragen erfolgen kann, und die diejenigen Bereiche 
erörtert, in denen eine Gemeinschaftsaktion die na- 
tionale Gesetzgebung, Aufklärung und Beratung am 
besten ergänzen bzw. durch diese ergänzt werden 
kann. 

64. Wie bereits aufgezeigt, befassen sich verschie- 
dene internationale und europäische Organisatio- 
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nen mit den im vorliegenden Dokument erwähnten 
Verbraucherfragen und haben auf diesen Gebieten 
schon umfangreiche Aktionen durchgeführt. Alle die- 
se Tätigkeiten werden von der Kommission, die sich 
an vielen Arbeiten beteiligt, berücksichtigt. Dabei 
wird angestrebt, die Tätigkeiten in diesem breiten 
Bereich so zu koordinieren, daß sie im Interesse 
und zum Nutzen der Verbraucher harmonisiert und 
ausgeführt werden. 

65. Es liegt auf der Hand, daß jene Erfordernisse 
für Schutz, Beistand, Unterrichtung und Vertretung 
der Verbraucher, die in Abschnitt III im einzelnen 
behandelt werden und im Rahmen einer Gemein- 
schaftspolitik berücksichtigt worden sind, nicht alle 
sofort verwirklicht werden oder gleichzeitig in An- 
griff genommen werden können. Die Verbraucher- 
politik gewinnt ständig an Bedeutung und wirft da- 
bei laufend neue Probleme auf, die Aktionen unter- 
schiedlicher Dringlichkeitsstufen erfordern. 

66. Daher können sich trotz vorher festgelegter 
Programme plötzliche Ereignisse oder Entdeckungen 
- insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit und 
der Sicherheit ~ ergeben, die sorfortige Aktion 
verlangen. Ebenso können sich Änderungen oder 
Erweiterungen bestehender Pläne aufgrund der Er- 
fahrung als erforderlich erweisen. 

67. Es schien deshalb sinnvoller, sich anstelle eines 
Aktionsprogramms der Kommission für den gesam- 
ten Bereich der in Abschnitt III dieser Aufzeichnung 
dargelegten Probleme auf eine beschränkte Zahl von 
Zielen zu konzentrieren, die sich auf Rechtsvorschrif- 
ten stützen müssen, während man sich bei den übri- 
gen Gebieten auf Beratung, Zusammenarbeit und 
Koordination beschränkt. Ein kurzes Verzeichnis der 
für Sofortaktionen ausgewählten Prioritäten folgt 
im nächsten Abschnitt. 

68 . Die vorliegende Aufzeichnung kann somit als 
ein Modell für ein umfassenderes Programm ange- 
sehen werden, das gegebenenfalls auszuarbeiten ist. 
Die Kommission behält sich vor, andere Vorschläge 
zu gegebener Zeit zu prüfen oder nach Lage der Din- 
ge weitere Vorschläge vorzulegen. 


V. Prioritäten 

69. Neben den normalen, mit den weiterlaufenden 
Harmonisierungs- und Standardisierungsprogram- 
men zusammenhängenden Arbeiten sind folgende 
Aktionsthemen als vorrangig ausgewählt worden, 
auf die man sich in den nächsten drei Jahren kon- 
zentrieren will. 


1. Gesundheit und Sicherheit 

70. Zielvorstellungen 

— Schutz der Gesundheit und der Sicherheit der 
Verbraucher durch die Forderung nach angemes- 
senen Sicherheitsvorkehrungen bei der Produk- | 


tion und beim Vertrieb von Waren, insbesondere 
von Lebensmitteln sowie bei der Verwendung 
von Pflanzenschutzmitteln, Düngemitteln und der- 
gleichen; 

— Festlegung von Mindestnormen für Stoffe, die in 
Lebensmitteln enthalten sein dürfen; 

— Festlegung von Sicherheitsbestimmungen für Er- 
zeugnisse, die Substanzen mit spezifisch giftigen, 
brennbaren, explosiven oder ätzenden Eigen- 
schaften enthalten. 

71. Arbeitsweise 

— Weitere Auswertung der Ergebnisse der laufen- 
den Forschung über die zahlreichen Stoffe, die in 
Zusammenhang mit den in Abschnitt 70 behan- 
delten Erzeugnissen verwendet werden; 

— ständige Überprüfung und gegebenenfalls Ände- 
rung bestehender Gemeinschaftsmaßnahmen auf 
diesem Gebiet, gegebenenfalls Vorbereitung 
neuer Richtlinien; 

— Anwendung des Prinzips der Positivlisten zuge- 
lassener Stoffe, wie z. B. bei Zusatzstoffen für 
Lebensmittel; 

— Förderung einer breiteren Anwendung des 
Systems der Genehmigungspflicht neuer Produk- 
te in empfindlichen Bereichen, z. B. Lebensmitteln 
oder Pharmazeutika vor ihrer Zulassung zum 
Verkauf; Untersuchung der Möglichkeiten einer 
entsprechenden Gemeinschaftsaktion. 


2. Unlautere und irreführende Geschäftspraktiken 

a) Allgemeines 

72. Zielvorstellungen 

— Festlegung einer Priorität für eine mögliche Ge- 
meinschaftsaktion zur Ausmerzung solcher Ge- 
schäftspraktiken bei Warenlieferungen und 
Dienstleistungen, die unlauter sind und darauf 
abzielen, den Kunden zu betrügen, z. B. Liefe- 
rung unbestellter Waren und bestimmte Formen 
des Hausierertums. 

— Verhinderung der Verbreitung von Geschäfts- 
praktiken bei Warenlieferungen und Dienstlei- 
stungen innerhalb der Gemeinschaft, die in eini- 
gen Mitgliedstaaten als verbraucherfeindlich ab- 
gelehnt werden ^). 

73. Arbeitsweise 

— Koordinierung bereits durchgeführter einschlägi- 
ger Studien und Ergänzung durch zusätzliche In- 
formationen der Mitgliedstaaten, der Verbrau- 
che rverbände und aus anderen Quellen; 

— erforderlichenfalls Ausarbeitung einschlägiger 
Richtlinienentwürfe zur Durchsetzung der be- 
schlossenen Ziele. 

”) Einige Praktiken unterliegen bereits den Rechtsvor- 
schriften über unlauteren Wettbewerb zwischen Kauf- 
leuten. 
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b) Irreführende Werbuny 

74. Zielvor Stellungen 

Festlegung von Kriterien für die Beurteilung, ob 
und inwieweit eine Werbung als täuschend oder 
irreführend zu gelten hat; 

— Sicherung der Verbraucher der Gemeinschaft ge- 
gen Ausbeutung durch betrügerische oder irre- 
führende Werbung; 

- Verhinderung der Verbreitung derartiger Werbe- 
methoden über die Grenzen hinweg durch Zusam- 
menarbeit der Mitgliedstaaten bei der Einfüh- 
rung geeigneter Methoden, zur raschen Einstel- 
lung irreführender Werbekampagnen; 

— Beratung hinsichtlich der überwachungs- und 
Kontrollmethoden. 

Anmerkung: Diese Ziele des Verbraucherschutzes 

entsprechen denen der Rechtsvorschriften über un- 
lauteren Wettbewerb zwischen Kaufleuten. 

75. Arbeitsweise 

— - Weiterführung der vom Europarat, der OECD 
und anderen Organisationen geleisteten Arbeit 
und der von ihnen zusammengestellten Informa- 
tionen sowie Abschluß einer Untersuchung über 
die oben dargelegten Ziele; 

— Fortsetzung der Rechtsangleichung auf dem Ge- 
biet des unlauteren Wettbewerbs; 

— Ausarbeitung eines wirksamen Kontroilsystems 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes in Zusam- 
menarbeit mit den Mitgliedstaaten; 

— Vorlage geeigneter Vorschläge an den Rat. 

c) Abzahlungsgeschäfte und Konsumkredite 

76. Zielvorstellungen 

— Sicherung des Verbrauchers gegen Betrug oder 
Irreführung hinsichtlich der Art der getroffenen 
Vereinbarungen über Abzahlungsgeschäfte, Kre- 
diterleichterungen und andere von ihm einge- 
gangene Verpflichtungen; 

— Verhinderung falscher oder irreführender Wer- 
bung und Angebote durch die Vorschrift, daß die 
Vertragsbedingungen, insbesondere die Gesamt- 
kosten des Kredits und der tatsächliche Zinssatz, 
offengelegt werden müssen; 

— Sicherung gegen die Zurückbehaltung von Wa- 
ren, die auf Abzahlung gekauft werden; 

— Untersuchung der Auswirkungen der Kreditge- 
währung im Hinblick auf einen Schutz des Ver- 
brauchers. 

77. Arbeitsweise 

— Vervollständigung der von der Kommission be- 
reits durchgeführten Untersuchungen; Vorberei- 
tung eines ersten Richtlinienentwurfs oder ande- 
rer geeigneter Maßnahmen zur Vorlage an den 
Rat. 

3. Klagen, Beratung und Rechtshilfe 

78. Zielvorstellungen 

- Schaffung eines fairen, einfachen und billigen 
Rcchtshilfesystems für die Verbraucher in den 


Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, die die Ver- 
braucher ohne große Kosten in Anspruch nehmen 
können, damit Personen mit berechtigten Klagen 
nicht um ihre Rechtsmittel gebracht werden; 

— Schaffung der Voraussetzungen für einen ge- 
meinschaftsweiten Beschwerde- und Beratungs- 
dienst, über den die Verbraucher berechtigte Kla- 
gen in Zusammenhang mit grenzüberschreiten- 
den Warenlieferungen und Dienstleistungen er- 
heben können und der sie über das Vorgehen in 
schwierigen Fällen berät. 

79. Arbeitsweise 

— Vergleichende Prüfung im Rahmen der Gemein- 
schaft der von der OECD, dem Europarat, den Ver- 
braucherverbänden und anderen Stellen ange- 
stellten Untersuchungen und Aktualisierung der- 
selben durch ergänzende Studien; 

-- Prüfung der Möglichkeiten für die Unterbreitung 
eines Vorschlags über Grundsätze, die eine ra- 
sche, billige und wirksame Behandlung der Ver- 
braucherklagen durch die Gerichte gewährlei- 
sten; 

- Beratung mit den Mitgliedstaaten, Verbraucher- 
verbänden und anderen Organisationen über die 
Möglichkeiten und das Ausmaß, in dem Recht- 
schutz durch außergerichtliche Schiedsverfahren 
gewährt wird oder wie Beratung erteilt werden 
kann; 

— - Beratung mit den Mitgliedstaaten, Verbraucher- 

verbänden und anderen Organisationen über die 
verschiedenen Arten der Beschwerde- und Bera- 
tungsdienste, vor allem hinsichtlich der Einstu- 
fung der Klagearten und des Informationsaus- 
tausches innerhalb der Gemeinschaft zwischen 
den auf diesem Gebiet bereits tätigen Organisa- 
tionen; 

— Vorlage geeigneter Vorschläge an den Rat. 

4. Unterrichtung und Aufklärung der Verbraucher 

a) Etikettierung 

80. Zielvorstellungen 

— klare, eindeutige, gut leserliche und vollständige 
Warenangaben; 

— Ausarbeitung von Empfehlungen, die allgemein 
(horizontal) anzuwenden sind und die (nach for- 
meller Erwähnung in der entsprechenden Präam- 
bel) bei der Ausarbeitung aller besonderen (ver- 
tikalen) Verordnungen und Richtlinien, die den 
Verbraucher interessierten, berücksichtigt wer- 
den; 

— soweit Lebensmittel betroffen sind, Art und ge- 
naue Zusammensetzung des Produkts, Gewicht 
oder Menge, Identität der für den Verkauf oder 
sonst verantwortlichen Personen und gegebenen- 
falls Voraussetzungen für eine geeignete Aufbe- 
wahrung. Es wäre zu prüfen, mit welchen Ände- 
rungen diese Gesichtspunkte auf andere Produk- 
te als Lebensmittel anzuwenden sind, wobei An- 
gaben des Einheitspreises sowie des Einheitsge- 
wichtes für Lebensmittel und andere Produkte 
gelten. 
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81. Arbeitsweise 

— Weiterverfolgung der der Kommission bereits 
vorliegenden Studie über die Etikettierung von 
Lebensmitteln. Interessenten, einschließlich der 
Verbraucher und der Mitgliedstaaten, werden 
über die Notwendigkeit eines Richtlinienent- 
wurfs befragt. Eine derartige Konsultation wird 
fortlaufend stattfinden. Markt- und Meinungsfor- 
schungen sollen darüber Aufschluß geben, ob die 
Etikettierung für die Verbraucher verständlich 
ist. Nach Abschluß der Konsultationen und der 
Untersuchungen wird die Kommission dem Rat 
einen Vorschlag unterbreiten; 

— gegebenenfalls Vorlage von Vorschlägen an den 
Rat für Produkte außer Lebensmitteln. 

b) Preise 

82. ZielvOTStellungen 

— Unterrichtung der Verbraucher über Preisunter- 
schiede auf Gemeinschaftsebene, damit sie das 
verfügbare Einkommen bestmöglich verwenden 
können; 

— Anregung an die Verbraucher, die von den Mit- 
gliedstaaten auf örtlicher Ebene erteilten Infor- 
mationen über Preisvergleiche zu nutzen; 

— Erläuterungen der die Preise berührenden Politik 
der Gemeinschaft zur Inflationsbekämpfung be- 
sonders auf dem Agrarsektor und im Wettbe- 
werb. 

83. Arbeitsweise 

— bestmöglicher Einsatz der Informationsdienststel- 
len der Kommission; Zusammenarbeit mit allen 
Gremien, einschließlich der Verbraucherorgani- 
sationen, auf nationaler und lokaler Ebene; 

— Einführung und Ausbau ständiger Preisuntersu- 
chungen und Markt- und Meinungsforschungen 
sowie Zusammenarbeit bei derartigen Studien in 
der Gemeinschaft. 

c) Unterrichtung und Aufklärung der Verbraucher 
im allgemeinen 

84. Zielvorstellungen 

— Definition der Arten von Verbraucherinforma- 
tion, die die Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Lieferung von Waren und Dienstleistungen am 
dringensten benötigt. Im Rahmen dieser Defini- 
tionen Versuch einer Abstimmung der Aktionen 
der einzelnen Mitgliedstaaten; 

— umfassendere und ausführlichere Informationen 
über die von der Gemeinschaft bearbeiteten Ver- 
braucherfragen; Aufklärung der Verbraucher in 
klaren, einfachen Begriffen über die Auswirkun- 
gen der Gemeinschaftsmaßnahmen, von denen 
sie bei Warenlieferungen und Dienstleistungen 
betroffen werden; 

— verstärkte Bemühungen aller auf diesem Gebiet 
tätigen Organisationen in der Gemeinschaft, in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten; 

— Förderung der Verbraucheraufklärung in Schu- 
len, Universitäten und anderen Ausbildungsstät- 
ten im Rahmen der Ausbildungsprogramme der 
Mitgliedstaaten. 


85. Arbeitsweise 

— vergleichende Prüfung und Analyse der wachsen- 
den Zahl bereits durchgeführter Untersuchungen 
auf dem Gebiet der Verbraucherinformation und 
Ausarbeitung eines Basisdokuments als Orien- 
tierungshilfe für die Gemeinschaft; 

— Unterstützung der Arbeit von Instituten für Wa- 
renprüfung in der Gemeinschaft und weitere Un- 
tersuchung der Normung von Kriterien und Prüf- 
verfahren; 

— beschleunigte und vermehrte Verbreitung von 
Informationsmaterial über Verbraucherfragen in 
enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, 
den Verbraucherverbänden und anderen Organi- 
sationen; 

— Ausschöpfung aller Möglichkeiten der Massen- 
medien und Förderung der Koordinierung von 
Fernseh-, Rundfunk- und Filmprogrammen sowie 
Presseartikeln über Verbraucherfragen; 

— Anregungen und Förderung für bzw. von Semi- 
naren, Kolloquien und Ausstellungen über allge- 
meine und spezifische Verbraucherfragen; 

— Veranstaltung und Beteiligung von bzw. an Fra- 
gebogenaktionen und anderen Erhebungen über 
Verbraucherbedürfnisse und Verbraucherverhal- 
ten in der Gemeinschaft, gegebenenfalls in Zu- 
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, den Ver- 
braucherverbänden und anderen Organisationen; 

— Veröffentlichung eines jährlichen Berichts über 
die in der Gemeinschaft im Verbraucherinteresse 
durchgeführten Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Gesetzgebung, der Unterrichtung, der Beratung 
und der Koordinierung. 

5. Verbrauchervertretung 

86. Zielvorstellungen 

— Gewährleistung einer angemessenen Konsulta- 
tion zwischen der Gemeinschaft und den Verbrau- 
chern, insbesondere bei der Vorbereitung von 
Maßnahmen, die sich auf letztere auswirken, da- 
mit deren Auffassungen zu gegebener Zeit be- 
rücksichtigt werden können; 

— Bemühungen um die Schaffung geeigneter Kon- 
sultationsmöglichkeiten und -verfahren, um den 
Verbrauchern gleiche Möglichkeiten zur Darle- 
gung ihrer Auffassung bei Entscheidungsprozes- 
sen zu geben, die sich auf ihre Versorgung mit 
Waren und Dienstleistungen und die sie betref- 
fenden Verträge und Geschäftsmethoden auswir- 
ken. 

87. Arbeitsweise 

— Volle Unterstützung des Beratenden Verbrau- 
cherausschusses und Förderung umfassender Be- 
ratungen mit allen Organisationen und Personen, 
die zur Unterrichtung und zum Schutz der Ver- 
braucher beitragen können; 

— Unterstützung des Informationsaustausches zwi- 
schen Mitgliedstaaten hinsichtlich der bestgeeig- 
neten Form der Verbrauchervertretung auf ver- 
schiedenen Aktionsstufen; 

— Unterstützung der Verbraucherverbände bei der 
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Kuurdinierung der Bemühungen und die Schaf- 
fung einer im Einzelfall erforderlichen Verbrau- 
chervertretung. 

88. Es ist hervorzuheben, daß die vorstehenden 
fünf Punkte so ausgewählt wurden, daß sich das 
Programm in einem technisch durchführbaren Rah- 
men hält, jedoch wird keine Gelegenheit versäumt 
werden, um Initiativen auf sämtlichen der in Teil III 
dieser Aufzeichnung dargelegten Interessengebiete 
zu fördern. Bei einem so umfassenden Betätigungs- 
feld ist die Aufgabe der Kommission als Koordina- 
tor ebenso wichtig, wie ihre Rolle als Initiator bei 
der Vorbereitung von Rechtsvorschriften und der Er- 
arbeitung von Zielvorstellungen. 


VI. Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 

89. Das Bemühen um den Verbraucher und die Er- 
kenntnis, daß Maßnahmen auf den in den vorange- 
henden Abschnitten dieser Aufzeichnung erwähnten 
Gebieten dringend erforderlich sind, werden in fast 
aller Welt als unverrückbare Tatsache begriffen. Im 
Zuge der immer stärkeren internationalen Zusam- 
menarbeit und der Aufmerksamkeit, die man Ver- 
braucherfragen aller Art entgegenbringt, werden 
heute viele der in einzelnen Staaten bestehenden 
Probleme auf internationaler Ebene geprüft und ge- 
löst. 

90. Die Zusammenarbeit zwischen den Organen 
der Gemeinschaft und anderen europäischen oder 
weltweiten internationalen Organisationen sollte es 
ermöglichen, eine Überschneidung der Bemühungen 
und Ausgaben zu vermeiden; sie wird ferner die Ge- 
meinschaft in die Lage versetzen, die von diesen 
Organisationen bereits geleisteten Arbeiten zu nut- 
zen. Die Bedeutung einer derartigen Zusammenar- 
beit ist nicht hoch genug einzuschätzen, und alles 
wird daran gesetzt werden, daß die auf dem Gebiet 
der Verbraucherfragen bereits bestehenden oder 
noch anzuknüpfenden engen und harmonischen Be- 
ziehungen aufrechterhalten und weiterentwickelt 
werden. 

91. Allerdings müssen weltweit internationale Lö- 
sungen, die als solche bereits das Ergebnis von Kom- 


promissen sind, in der Regel noch überarbeitet oder 
geändert werden, um sie den innergemeinschaft- 
iichen Verhältnissen anzupassen. Die im Gemeinsa- 
men Markt getroffenen Maßnahmen zur Unterrrich- 
tung und zum Schutz der Verbraucher werden daher 
bisweilen vielleicht von den Maßnahmen abweichen, 
die die verschiedenen internationalen Gremien tref- 
fen, sei es, daß höhere Maßstäbe angelegt werden 
oder infolge der besonderen Erfordernisse der Ge- 
meinschaft. 

Anmerkung: Zu den internationalen Organisationen 
gehören u. a. folgende: Vereinte Natio- 
nen (UNO), Organisationen der Verein- 
ten Nationen für Erziehung, Wissen- 
schaft und Kultur (UNESCO); Weltge- 
sundheitsorganisation (WHO) ; UN-Er- 
nährungs- und Landwirtschaftsorgani- 
sation (FAO); Organisation für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (OECD); Europarat; Nordi- 
sches Komite für Verbraucherfragen; 
Internationaler Normen- Ausschuß; In- 
ternationale Elektrotechnische Kommis- 
sion; Europäischer Normungsausschuß; 
Europäischer Ausschuß für Elektroni- 
sche Normung. 


Schlußfolgerungen 

92. Die Fortführung dieses Verbraucherprogramms 
stellt einen neuen Abschnitt in der Entwicklung der 
Gemeinschaft und eine weitere Bestätigung ihres 
Sozialbewußtseins dar. Die Koordinierung der bis- 
her zersplitterten Anstrengungen wie auch die im 
Interesse aller Verbraucher ausgelösten neuen Im- 
pulse erfordern ein energisches Vorgehen aller Ge- 
meinschaftsorgane. Hieran wird es bei einem derart 
lohnenden Ziel nicht fehlen. Die Durchführung der 
Aufgaben dieser ersten Phase innerhalb eines Zeit- 
raums von drei Jahren wird für die Gemeinschaft 
einen großen Schritt vorwärts bedeuten. 

Diese Mitteilung wird dem Rat in der zuversicht- 
lichen Hoffnung unterbreitet, daß sie durch Annah- 
me der beigefügten Entschließung dessen Zustim- 
mung findet. 
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Anhang 


Eine Auswahl verschiedener vom Rat angenommener oder ihm von der Kommission 
unterbreiteter Maßnahmen im Interesse der Verbraucher 


Lebensmittel 

Färbende Stoffe (Richtlinie vom 23. Oktober 1962 
mit Änderungen) 

Konservierende Stoffe (Richtlinie vom 6, November 
1963 mit Änderungen und Richtlinie vom 26. Januar 
1965 mit Änderungen) 

Stoffe mit antioxydierender Wirkung (Richtlinie 
vom 13. Juli 1970) 

Kakao- und Schokoladeerzeugnisse (Richtlinie vom 
24. Juil 1973) 

Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in und auf 
bestimmten Lebensmitteln 

Emulgatoren, Stabilisatoren, Verdickungs- und Ge- 
liermittel 

Diätetische Lebensmittel 

Verschiedene Vorschläge von Richtlinien betreffend 
Lebensmittel und Getränke, insbesondere Brot, Zuk- 
ker, Butter, Margarine, Marmelade, Fruchtsäfte, 
Mineralwasser, Bier, Kondensmilch und Speiseeis. 


Andere Erzeugnisse 

Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefähr- 
licher Stoffe (Richtlinie vom 27. Juni 1967 mit Ände- 
rungen) 

Kristallglas (Richtlinie vom 15. Dezember 1969) 
Lösemittel (Richtlinie vom 4. Juni 1973) 

Bezeichnung von Textilerzeugnissen (Richtlinie vom 
26. Juli 1971) 

Detergentien (Richtlinie vom 19. Dezember 1972) 
Düngemittel 

Abfüllung bestimmter Flüssigkeiten in Fertigpak- 
kungen 

Sicherheitsscheiben für Kraftfahrzeuge 

Kosmetische Mittel 

Aerosole. 
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Entwurf einer Entschließung des Rates betreffend ein erstes Programm 
der Gemeinschaft zur Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Mitteilung der Kommission über 
ein Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften zur Unterrichtung und zum Schutz der Ver- 
braucher, 

gestützt auf die Auffassung des Europäischen Par- 
laments, 

gestützt auf die Auffassung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 EWGV ist es Aufgabe der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, „eine harmoni- 
sche Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb 
der Gemeinschaft, eine beständige und ausgewogene 
Wirtschaftsausweitung und eine beschleunigte He- 
bung der Lebenshaltung“ zu fördern. 

Die Verbesserung der Lebensqualität ist eine der 
wesentlichen Aufgaben der Gemeinschaft. Diese Auf- 
gabe setzt den Schutz der Gesundheit, Sicherheit und 
der wirtschaftlichen Interessen der Verbraucher vor- 
aus. 

Die Erfüllung dieser Aufgaben erfordert die Durch- 


führung einer Gemeinschaftspolitik zur Unterrich- 
tung und zum Schutz der Verbraucher. 

Die in Paris am 19. und 20. Oktober 1972 zusam- 
mengetretenen Staats- und Regierungschefs haben 
diese Notwendigkeit betont, indem sie die Organe 
der Gemeinschaft aufforderten, Maßnahmen zugun- 
sten des Verbraucherschutzes zu verstärken und zu 
koordinieren und bis zum 1. Januar 1974 ein Ak- 
tionsprogramm vorzulegen. 

Die in diesem Programm enthaltenen Vorhaben 
müssen in Übereinstimmung mit den Vertragsbe- 
stimmungen durchgeführt werden - 

billigt die Ziele und Grundsätze des Gemein- 
schaftsprogramms zur Unterrichtung und zum Schutz 
der Verbraucher; 

billigt den sachlichen Inhalt der in diesem Pro- 
gramm enthaltenen Vorhaben sowie die hierfür vor- 
gesehenen Prioritäten; 

nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission diese 
Vorhaben unter Einsatz der im Programm aufge- 
zeigten Wege und Mittel durchführen und gegebe- 
nenfalls in der Folge geeignete Vorschläge zu ihrer 
Verwirklichung unterbreiten wird; 

wird über diese Vorschläge innerhalb von neun 
Monaten nach ihrer Übermittlung durch die Kom- 
mission entscheiden. 
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